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NEUORDNUNG DER STÄDTISCHEN BETEILIGUNGEN: 

EINE HERKULESAUFGABE! 
Als Einstieg in die Neuordnung

der städtischen Beteiligungen
fasst DER MAINZER eine Auswahl
von Finanzdaten der städtischen
GmbHs zusammen und nimmt
eine vorläufige Interpretation vor. 

Außerdem erörtert DER MAIN-
ZER einige grundsätzliche Fra-

gen im Kontext der Umstrukturie-
rung und Neuordnung der städti-
schen Beteiligungen. 

Grundlagen sind die entspre-
chenden Eckpunkte im Koalitions-
vertrag von SPD, GRÜNEN, FDP,
die in die Vorgaben zur Gründung
der »Zentralen Beteiligungsgesell-
schaft Mainz mbh« (ZBM) münden
und viele Gespräche mit Fachleu-
ten. Absicht ist, manches, was
trotz der vielen Berichte der letz-
ten Monate, unklar geblieben ist,
kenntlich zu machen und einen
allgemein verständlichen Einstieg
in die - sachliche - öffentliche De-
batte zu liefern. 

FINANZIELLE ENTLASTUNG
DER STADT MAINZ?

Welchen Wert haben die Betei-
ligungsgesellschaften der Stadt
Mainz, belasten oder entlasten sie
den städtischen Haushalt? Das
kann nachgelesen werden im »Be-
teiligungsbericht der Stadt
Mainz«. Mit diesem, so heißt es im
Vorwort von Oberbürgermeister
Jens Beutel, »informiert die Stadt
Mainz Bürgerinnen und Bürger
über die wirtschaftlichen Aktivitä-
ten der städtischen Beteiligungs-
gesellschaften.« 

Im Vorwort beschreibt die
Stadtspitze auch das Ziel der wirt-
schaftlichen Betätigung der Stadt
Mainz: »Vor dem Hintergrund der
unverändert angespannten Haus-
haltssituation ist es erforderlich,
dass die Beteiligungsgesellschaf-
ten auch künftig in einem ange-
messenen Umfang zur Entlastung
der Kommune bei der Erledigung
ihrer Aufgaben beitragen.«

Die Frage lautet: Leisten

diese Gesellschaften tatsächli-

chen einen Beitrag zur Entla-

stung der Kommune? 

DER MAINZER hat auf der
Grundlage des Beteiligungsbe-
richts 2008, der die Jahresab-
schlüsse 2007 dokumentiert, eine
Bestandsaufnahme vorgenommen.
Der Beteiligungsbericht 2009 liegt
noch nicht vor. Wie zu erfahren

war, wartet man im Rathaus im-
mer noch auf den testierten Jah-
resabschluss 2008 der Wohnbau.

Um den tatsächlichen Beitrag
zur Entlastung der Kommune he-
rauszufinden, ist die Frage hilf-
reich: Welche Rendite wird erwirt-
schaftet? 

Die Eigenkapitalrentabilität ist
nur eine betriebswirtschaftliche
Kennzahl und Steuerungsgröße.
Sie dokumentiert, wie hoch sich
das vom Kapitalgeber investierte
Kapital innerhalb einer Rech-
nungsperiode verzinst hat.

Die Stadt Mainz kann anhand
der Eigenkapitalrentabilität erken-
nen, ob ihre Investition in das Un-
ternehmen mehr oder weniger ren-
tabel ist als eine andere Kapitalan-
lage.

Das Kommunalabgabengesetz
regelt, dass »eine angemessene
Verzinsung des von den kommu-
nalen Gebietskörperschaften auf-
gewandten Eigenkapitals anzuset-
zen ist.«

Nachfolgende Tabelle beziffert
die Eigenkapitalrentabilität bei
den wesentlichen Beteiligungen
der Stadt Mainz: 

EINSCHÄTZUNG

Der »erste Blick« zeigt, dass nur
sechs von 13 Unternehmen das
gesetzliche »Klassenziel« einer
Verzinsung des Eigenkapitals im
Jahr 2007 erreicht haben. Um der
von OB Beutel und der Stadtspitze
geforderten wirtschaftlichen Ent-
lastung der Stadt Mainz näher zu
kommen, werden nur die Unter-
nehmen mit positiver Eigenkapi-
talverzinsung vorgestellt.

Die Staatstheater Mainz

GmbH weist wohl eine positive
Verzinsung auf, davon hat die
Stadt Mainz aber nichts: »die
Staatstheater Mainz GmbH finan-
ziert ihre Tätigkeit überwiegend
durch Zuschüsse ihrer Gesell-
schafter«, lautet der lapidare Hin-
weis im Beteiligungsbericht.  2007
erhielt die GmbH aus dem städt.
Haushalt einen sogenannten Auf-
wandszuschuss von 11.402.000 €.

An den Werkstätten für be-

hinderte Menschen Mainz

gGmbH ist die Stadt Mainz mit
32,8 % beteiligt. Die Gesellschaft
ist gemeinnützig und  verfolgt
keine Gewinnerzielungsabsicht. In

den letzten drei Jahren, so der
städtische Bericht, kam es zu kei-
nen Kapitalzuführungen bzw. –
entnahmen. Ein Zufluss zum städ-
tischen Haushalt wird es wohl
nicht geben – aber, Hut ab, bei der
WFB wird gut gewirtschaftet! Ent-
lastung für den städtischen Haus-
halt ist eher indirekt gegeben.

100 % der Anteile an der Kre-

matorium Mainz GmbH gehören
der Stadt Mainz, 2007 hat die Ge-
sellschaft einen Gewinn von
92.000 € nach Steuern gemacht,
für 2008 wird laut Bericht ein Ge-
winn von 4.000 € erwartet. Aus-
schüttungen an die Stadt wird es
wohl in den nächsten Jahren nicht
geben.

An der Parken in Mainz

GmbH ist die Stadt Mainz direkt
mit 50 % beteiligt, die übrigen 50
% gehören der MAG, an der die
Stadt wiederum mit 32,08 % und
ihre 100 % Tochter GVG mit 7,47 %
beteiligt ist. 2007 hat die Gesell-
schaft einen Gewinn von 800.000
€ nach Steuern gemacht. Zahlun-
gen an die Stadt wird es so bald
nicht geben, die Erfolgsrechnung
weist noch Verlustvorträge aus
Vorjahren von 2.650.000 € aus.

Einen positiven Eindruck hin-
terlässt die Entsorgungsgesell-

schaft Mainz GmbH, sie betreibt
die Müllverbrennungsanlage und
hat 2007 einen Gewinn von
3.873.000 € gemacht und noch ei-
nen Gewinnvortrag aus dem Vor-
jahr von 7.638.000 €. Nur – die
Stadt Mainz ist mit lediglich 5 %
an diesem Unternehmen beteiligt,
50,1 % gehören den Kraftwerken
Mainz-Wiesbaden. Bei der gerin-
gen Beteiligung der Stadt hilft -
selbst eine Dividende allenfalls bei
der Stabilisierung der Müllgebüh-
ren - nicht bei der Haushaltssanie-
rung.

EINSAM AUF WEITER FLUR –
DIE STADTWERKE MAINZ AG

Es gibt nur eine städtische
 Beteiligung, die dem städtischen

UNTERNEHMEN EIGENKAPITALRENTABILITÄT

Stadtwerke Mainz AG 44,5 %

Parken in Mainz GmbH 10,5 %

Entsorgungsgesellschaft Mainz 23,5 %

Krematorium Mainz GmbH 49,2 %

Wohnbau Mainz GmbH - 2,1 %

Mainzer Aufbaugesellschaft mbH -9,3 %

Rheingoldhalle GmbH + Co.KG -2,2 %

Grundstücksverwaltungsgesellschaft -3,06 %

Technologiezentrum Mainz GmbH  ./. %

Mainzer Alten- und Wohnheime gGmbH ./. % (neg. Eigenkapital)

SPAZ gGmbH - 0,9 %

WFB Werkstätte für Behinderte gGmbH 5,86 %

Frankfurter Hof GmbH -12,9 %

CongressCentrum Mainz GmbH - 174,8 %

Staatstheater Mainz GmbH 18,8 %



                                                                                                DER MAINZER  03/2010 05

Haushalt direkt und indirekt Geld
in die Kasse bringt – die Stadt-

werke Mainz AG. 
Im Geschäftsjahr 2007 wurden

dem Haushalt der Stadt
15.913.000 € an Dividende und Ab-
gaben zugeführt. Darüber hinaus
wurde eine Sonderzahlung von
25.000.000 € zur Entlastung an die
Stadtkasse geleistet. 

Fast schon selbstverständlich
für viele Stadträte sind die jährlich
15.000.000 € Verlustübernahme für
den Öffentlichen Personennahver-
kehr, obwohl schon ein Blick nach
Wiesbaden beweist, dass fast alle
anderen Kommunen städtische
Zuschüsse für den ÖPNV leisten
müssen.

UND WAS IST MIT DER 
SPARKASSE MAINZ ? 

An der Sparkasse ist die Stadt
Mainz mit 60 % beteiligt, sie findet
sich jedoch im Beteiligungsbericht
nur mit einer kurzen Randbemer-
kung: »Auf die Darstellung der
Sparkasse Mainz wird verzichtet.«
Dennoch sei an dieser Stelle er-
wähnt, dass die Stadt Mainz ge-
meinsam mit dem Landkreis
Mainz-Bingen Gewährträgerin der
Sparkasse Mainz ist (d.h. sie über-
nimmt die Haftung, falls das Ver-
mögen gegenüber Forderungen
nicht ausreicht). Im Gegenzug
leistet die Sparkasse ihrerseits ei-
nen Beitrag – einen Finanzie-
rungszuschuss zur Schuldnerbera-
tung. Dividenden für den Haushalt
erhält die Stadt nicht. 

Die Mainzer Kommunalpolitiker
reden gerne vom »Konzern Stadt«
wenn sie über die städtischen Be-
teiligungen diskutieren. Wir haben
nur die positiven Beispiele aufge-
führt: Wissen die Kommunalpoliti-
ker, dass der Konzern ohne Stadt-
werke Mainz AG längst pleite
wäre? Es wird Zeit, dass aus dem
»wilden Haufen« auch wirklich ein
straff geführter Konzern wird!

                                          WHO 

Am 10. Februar beschloss die
Stadtratsmehrheit von SPD,
GRÜNEN und FDP die Grün-
dung einer »Zentralen Beteili-
gungsgesellschaft Mainz mbH«
(ZBM). Diese Gesellschaft mit
beschränkter Haftung soll die
Organisationsstruktur vorberei-
ten, die irgendwann eine effi-
ziente und transparente Steue-
rung sämtlicher stadtnaher und
Beteiligungen übernimmt. 

Ausgehend vom Wohnbau-
Desaster will die Ampel-Koali-
tion alle städtischen Beteiligun-
gen einer Aufgabenüberprüfung
unterziehen. Die Diskussion um
eine Neuordnung der städti-
schen Beteiligungen wurde bis
dato unter dem Stichwort »Hol-
ding« geführt. Bei der Vorstel-
lung der ZBM wurde allerdings
unterstrichen, dass die Zusam-
menführung aller Gesellschaften
und Beteiligungen in einer Hol-
ding nicht zwingendes Ergebnis
der Umstrukturierung sein
müsse. 

Niemand unter den politi-
schen Entscheidungsträgern
habe bisher einen tatsächlichen
Überblick über alle stadtnahen
Gesellschaften, so die Fraktions-
vorsitzenden von SPD, GRÜNEN
und FDP in der Pressekonferenz
am 3. Februar. Ebenso wenig sei
es in der Vergangenheit für die
gewählten Volksvertreter mög-
lich gewesen, das Finanzgeba-
ren dieser Gesellschaften in
Gänze nachzuvollziehen.

WEICHEN STELLEN -
BIS 2014? 

Daraus folgt die Forderung
nach mehr Transparenz: Regel-
mäßige und umfängliche Infor-
mation der Stadtratsmitglieder
und damit der Öffentlichkeit
über Entwicklungen in diesen
Unternehmen. Vorgesehen ist
eine entsprechende Berichts -
pflicht der GmbH-Geschäftsfüh-
rer in den zuständigen Aus-
schüssen. 

Gelenkt wird die ZBM von
Stadtwerke-Vorstand Detlev
Höhne (SPD), Finanzdezernent
Günter Beck (GRÜNE) und Wirt-
schaftsdezernent Franz Ringhof-
fer (FDP). Alle drei Geschäftsfüh-
rer erhalten für diese zusätzliche
Arbeit kein zusätzliches Geld.  

Der Bestandsaufnahme der
tatsächlichen finanziellen Ver-

hältnisse aller GmbHs, Eigenbe-
triebe und des Wirtschaftsbetriebs
als Anstalt des Öffentlichen
Rechts soll die »Aufgabenkritik«
folgen: Bislang werden viele Auf-
gaben doppelt erledigt: Im Namen
der Stadtentwicklung sind, neben
dem Amt für Stadtentwicklung,
Statistik und Wahlen, die Mainzer
Aufbaugesellschaft und – bis 2009
– die Mainzer Wohnbau zuständig.
Ähnliche Doppelungen sind im Be-
reich Touristik und Stadtmarketing
zu verzeichnen: Das Amt für Öf-
fentlichkeitsarbeit, die Touristik-
Centrale und das CongressCen-
trum Mainz sind hier »federfüh-
rend«. 

Einen konkreten Zeitrahmen
für den Abschluss der umfassen-
den Bestandsaufnahme haben
sich die Ampel-Koalitionäre nicht
gesetzt. Aber den Wunsch geäu-
ßert, bis zur nächsten Kommunal-
wahl in 2014 die Weichen für den
Umbau des Konzerns Stadt ge-
stellt zu haben. 

VIELE ZAHLEN - 
DIE WENIG AUSSAGEN

Die erste Herkules-Aufgabe 
der ZBM ist der umfassende und
detaillierte Überblick über die
Kommunalen GmbHs und Beteili-
gungen. 

Nach Durchsicht des 2008er
Beteiligungsberichts fällt u.a. auf:
Die aufgelisteten Zahlen lassen
keine Rückschlüsse zu, warum
eine Gesellschaft Gewinne oder
warum sie Verluste macht. Bilanz
und Gewinn-Verlust-Rechnung
sind zur tatsächlichen Beurteilung
der Hintergründe offensichtlich
nicht ausreichend. Erforderlich ist
eine Ursachen-Analyse, in der
deutlich wird, welche Gründe für
Verluste oder Gewinne verantwort-
lich sind.

Denkt man diese Ursachenana-
lyse weiter, müssten auch die poli-
tisch motivierten Aufträge kennt-
lich gemacht werden. Die dienen
nicht der Gewinnerzielung der
GmbH, sondern stehen im Dienste
der kommunalen Daseinsvorsorge
und/oder sonstiger kommunaler
Aufgaben (z.B. die Schaffung von
Wohnraum zu sozialverträglichen
Preisen, die Unterhaltung und Be-
wirtschaftung von Bürgerhäusern
um – bezahlbare - Veranstaltungs-
räume für Vereine vorzuhalten,
etc.). Insbesondere die klare Kenn-
zeichnung dieser »politisch ge-

wollten« Aufgaben ist, so eine
Lehre aus der Vergangenheit, er-
forderlich, um den politischen Ent-
scheidungsträgern und den Bür-
gern die tatsächlichen Kosten für
Dienstleistungen vor Augen zu
halten. 

Dabei wird ein grundsätzliches
Dilemma von kommunalen
GmbHs deutlich: Der Sinn und
Zweck einer GmbH ist die Ge-
winnerzielung. Alle Aufgaben der
GmbH unterliegen diesem Aspekt.
Kommunale GmbHs, die letztend-
lich den Bürgern gehören, sind ei-
nerseits gegründet worden, um
das manchmal umständliche Ver-
waltungsprocedere in den Dienst
einer an Gewinn und Verlust aus-
gerichteten Unternehmensstrate-
gie zu stellen. Gleichzeitig – und
das ist nicht nur in Mainz der Fall
– werden kommunale GmbHs »be-
nutzt«, um kommunale Aufgaben
zu erfüllen. 

ENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGE
KOSTENTRANSPARENZ 

Daraus lässt sich folgern, dass
diese »Zwitterposition« zu einem
undurchschaubaren Geschäftsge-
baren führen kann: siehe Wohnbau
Mainz GmbH in 2009. 

Aus der Gewinnerzielungsab-
sicht einer GmbH leitet sich ein
weiterer Aspekt ab: Die GmbH-
Geschäftsführer sind der Wirt-
schaftlichkeit ihrer Gesellschaft
verpflichtet. In einem Konzern be-
richten die Geschäftsführer der
Tochterunternehmen monatlich
über die wesentlichen wirtschaftli-
chen und finanziellen Eckdaten,
damit rechtzeitig gegengesteuert
werden kann. Übertragen auf eine
Stadt müssten sämtliche Zahlen
der stadtnahen Gesellschaften
und Beteiligungen monatlich in ei-
ner zentralen Controlling Abtei-
lung zusammen laufen.

Daraus folgt wiederum, dass
die Geschäftsführer von kommu-
nalen GmbHs auch die ihnen ver-
ordneten politischen Aufgaben mit
den entsprechenden Kosten dar-
stellen müssten. Dann könnten die
Bürger nachvollziehen, ob der Bau
eines Einkaufszentrums, die Un-
terhaltung eines Stadtteiltreffs,
der Neubau eines Wohn- und Ge-
schäftskomplexes inklusive Park-
haus durch eine dem sozialen
Wohnungsbau verpflichtete Ge-
sellschaft sinnvoll und notwendig
ist. SoS 

BESTANDSAUFNAHME UND AUFGABENKRITIK 

DURCHSICHT FÜR DEN DURCHBLICK 


